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Gesetz
zur Regelung der Staatshaftung 

in der Deutschen Demokratischen Republik 
— Staatshaftungsgesetz -

vom 12. Mai 1969

Die Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen 
Systems des Sozialismus entsprechend den Grundsät­
zen der Verfassung der Deutschen Demokratischen Re­
publik erfordert die weitere Stärkung der sozialisti­
schen Staatsmacht und damit die Vervollkommnung 
und Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit.

Die Verantwortung der staatlichen Organe und staat­
lichen Einrichtungen für die volle Übereinstimmung der 
Tätigkeit ihrer Mitarbeiter mit der sozialistischen Ge­
setzlichkeit schließt die Haftung für Schäden ein, die 
Bürgern durch ungesetzliche Maßnahmen einzelner 
Mitarbeiter entstehen.

Die gesetzliche Regelung der Staatshaftung dient der 
Vertiefung des Vertrauens der Bürger zu ihrem sozia­
listischen Staat, der weiteren Festigung des Verant­
wortungsbewußtseins der Mitarbeiter der staatlichen 
Organe und staatlichen Einrichtungen sowie der Quali­
fizierung der staatlichen Tätigkeit.

Auf der Grundlage des Artikels 106 der Verfassung 
beschließt die Volkskammer der Deutschen Demokrati­
schen Republik daher folgendes Gesetz:

E r s t e r  A b s c h n i t t  

Voraussetzungen und Umfang der Haftung 

§ 1
Voraussetzungen der Haftung

(1) Für Schäden, die einem Bürger oder seinem per­
sönlichen Eigentum durch Mitarbeiter oder Beauftragte 
staatlicher Organe oder staatlicher Einrichtungen in 
Ausübung staatlicher Tätigkeit rechtswidrig zugefügt 
werden, haftet das jeweilige staatliche Organ oder die 
staatliche Einrichtung.

(2) Ein Schadensersatzanspruch des Geschädigten ge­
gen den Mitarbeiter oder Beauftragten des staatlichen 
Organs oder der staatlichen Einrichtung ist ausgeschlos­
sen.

(3) Die Schadensersatzpflicht staatlicher Organe und 
staatlicher Einrichtungen als Teilnehmer am Zivil­
rechtsverkehr bestimmt sich nach den Vorschriften des 
Zivilrechts.

(4) Für den Ersatz von Schäden, die einem Bürger 
oder seinem persönlichen Eigentum durch eine gericht­
liche Entscheidung rechtswidrig zugefügt werden, gel­
ten die dafür bestehenden Gesetze oder anderen 
Rechtsvorschriften.

§2

Pflicht zur Abwendung des Schadens
Der Bürger hat alle ihm möglichen und zumutbaren 

Maßnahmen zu ergreifen, um einen Schaden zu ver­
hindern oder zu mindern. Verletzt er diese Pflicht

schuldhaft, so wird die Haftung des staatlichen Organs 
oder der staatlichen Einrichtung entsprechend ein­
geschränkt oder ausgeschlossen. *

§3
Art und Umfang des Schadensersatzes

(1) Der Schadensersatz ist in Geld zu leisten. Das 
ersatzpflichtige staatliche Organ oder die staatliche Ein­
richtung kann den Schaden auch durch Wiederherstel­
lung des Zustandes, der vor dem Schadensfall bestan­
den hat, ausgleichen.

(2) Der Umfang des Schadensersatzes bestimmt sich 
nach den zivilrechtlichen Vorschriften, soweit in Ge­
setzen oder anderen Rechtsvorschriften nichts anderes 
bestimmt ist.

(3) Ein Schadensersatzanspruch besteht insoweit. nicht, 
als ein Ersatz des Schadens auf andere Weise erlangt 
werden kann.

§4
Verjährung

(1) Der Schadensersatzanspruch verjährt innerhalb 
eines Jahres.

(2) Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Tage, an 
dem der Geschädigte von dem Schaden und davon 
Kenntnis hat, daß der Schaden von einem Mitarbeiter 
oder Beauftragten eines staatlichen Organs oder einer 
staatlichen Einrichtung verursacht wurde.

(3) Durch die Stellung des Antrages auf Schadens­
ersatz wird die Verjährung unterbrochen. Für den 
Lauf, die Hemmung und Unterbrechung der Verjäh­
rung gelten im übrigen die allgemeinen Vorschriften 
des Zivilrechts.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

. Verfahrensbestimmungen

§ 3
Zuständigkeit der staatlichen Organe und 

staatlichen Einrichtungen
(1) Der Schadensersatz ist bei dem staatlichen Organ 

oder der staatlichen Einrichtung zu beantragen, durch 
deren Mitarbeiter oder Beauftragten der Schaden ver­
ursacht wurde.

(2) Wird der Schadensersatzantrag bei einem ande­
ren staatlichen Organ oder einer anderen staatlichen 
Einrichtung gestellt, so hat dieses staatliche Organ oder 
diese staatliche Einrichtung den Antrag unverzüglich 
ah das zuständige staatliche Organ oder die zuständige 
staatliche Einrichtung weiterzuleiten und den Antrag­
steller hiervon zu unterrichten.


